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DIE ABBRUCHLOBBY
MARSCHIERT WIEDER

Vor 12 Jahren beantragte der Bundesrat, die Wohnbauförderung

des Bundes sei abzuschaffen. Wo nötig, könnten die

Kantone für Ersatz sorgen. Daraufhin setzte ein politisches
Seilziehen ein. Es gelang der von Baugenossenschaften und
vielen weiteren Institutionen getragenen «Aktionsgemeinschaft

für eine wirksame Wohnbauhilfe», das Parlament auf
seine Seite zu ziehen. Die Wohnbauförderung nach dem

Wohnbau- und Eigentumsförderungsgesetz WEG wurde
beibehalten und sogar verstärkt.
Fast die gleiche Forderung wie vor 12 Jahren taucht heute

wieder in den Medien auf: Der Bund müsse seine

Wohnbauförderung abbrechen. Widerlegte Vorwürfe werden

aufgewärmt und längst behobene Mängel aufgelistet. Einige

Zeitungen leisten sich zum Thema Wohnbauförderung
Schnitzer, die sie zu anderen Fragen nie hinnähmen. «Cash»

veröffentlichte in der Sauregurkenzeit einen Beitrag zur
Wohneigentumsförderung, den ein Fachmann öffentlich als

«absoluten Blödsinn» bezeichnete. Und ein freisinniger
Ständerat befand, er sei «ohne jede Sachkenntnis» geschrieben

und ziele «unter die Gürtellinie».

Insgesamt ist die Pressekampagne voll innerer
Widersprüche. Am einen Ort heisst es, die Bundeshilfe sei

bürokratisch, am anderen, sie sei allzu leicht erhältlich. Hier wird
beanstandet, die Grundverbilligung müsse zurückbezahlt
werden, dort aber, die Förderung koste den Bund zuviel.

N DER SCHWEIZERISCHEN
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Einmal heisst es, das WEG störe den Wohnungsmarkt, ein
anderes Mal wird der marktmässige Mietzinsanstieg des

WEG-Modells beanstandet.

Wohnbauförderung ist ihrer Natur nach kompliziert und

teuer. Sie ist nicht nur ein Dorn im Auge aller Finanzminister,

auch des schweizerischen. Sondern sie eignet sich auch

zur Propaganda für Deregulierung und Sparmassnahmen.
Beides sind meiner Meinung nach wichtige Anliegen. Damit
die Versorgung mit Wohnungen gesichert bleibt, soll die

Deregulierung aber nicht dort einsetzen, wo staatliche

Massnahmen den Wohnungsbau fördern, sondern dort, wo
sie ihn (heute) behindern: bei den Planungs- und
Bauvorschriften, den Genehmigungs- und Einspracheverfahren

zum Beispiel. Und gespart werden muss da, wo der Staat das

Wohnen verteuert, etwa durch den Bau von Quartierparkhäusern

und Zivilschutzanlagen, deren Kosten dann doch
den Wohnbauträgern Überbunden werden.

In der schweizerischen Politik hat sich ein Konsens eingestellt,

der mit den Worten von Ständerat Willy Loretan etwa
lautet: «So lange die Deregulierung - ein überaus komplexer

und umstrittener Komplex - nicht Platz gegriffen hat,
brauchen wir die <Staatskrücken> für den Wohnungsbau.
Insbesondere brauchen wir das WEG und das Bundesamt

für Wohnungswesen, das gute Arbeit leistet.» Auch der

Hauseigentümerverband steht heute nach Nationalrat Rolf
Hegetschweiler hinter der Wohnbauhilfe des Bundes, jedenfalls

sofern sie rückzahlbare Vorschüsse leistet und
Bürgschaften gewährt. Die Folge des Konsenses ist eine

Wohnbauförderung, die trotz der Immobilienkrise den

Wohnungsbau vor dem Zusammenbruch bewahrt. Damit bleibt
die Versorgung mit neuem Wohnraum gewahrt, und viele

Arbeitsplätze werden gerettet.
Was genau zur neuerlichen Kampagne gegen die Wohnbauhilfe

des Bundes geführt hat, bleibt unbekannt. Vielleicht

geht es darum, dass gegenwärtig eine Evaluation des WEG
läuft. Diese interessiert nicht zuletzt die Geschäftsprüfungskommission

des Nationalrates. Bevor die harten Facts auf
den Tisch kommen werden, versuchen gewisse Kreise, auch
alte Vorurteile und Gruselmärchen wieder ins Spiel zu bringen.

Dass sie dadurch einen der wenigen Bereiche schweizerischer

Wirtschaft und Politik belasten, der in den letzten
zehn Jahren gut funktionierte, scheint sie nicht zu küm-
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